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Kreis⸗Blatt 


für 
den Danziger Kreis. 
M9. | Danzig, den 4. März. 1854. 


JI u ſt u kEtion 
N uͤber 

die Aufnahme und polizeiliche ec der polniſchen Fluͤchtlinge. 
u 5 


4. Geſetzliche Beſchraͤnkungen, denen die polniſchen Flüchtlinge in Bezug auf ihr Verhalten 
5 oder ihre Beſchaͤftigung unterliegen. 

4. a. Die polniſchen Fluͤchtlinge und Emigranten unterliegen in Bezug auf ihr Ver⸗ 
halten und ihre Beſchaͤftigung allen denjenigen Beſtimmungen, welche uͤberhaupt fuͤr Auslän⸗ 
der gelten, und ſind dieſe auf das Strengſte zu handhaben. 5 

b. Keinem politiſchen Emigranten und Fluͤchtlinge iſt geſtattet, gegen die Vorſchriften 
der Verordnung vom 28. April 1841 (Geſetz-Samml S. 121) eine Ehe mit einer Inlän⸗ 
derin einzugehen. Conkraventionen hiergegen haben die unbedingte Aus weiſung zur Folge. 

1 Da Atteſte, wie die Verordnung vom 28. April 1841 ſie vorſchreibt, gefaͤlſcht borgekom⸗ 
men ſind, ſo haben die Herren Biſchoͤfe die Geiſtlichen ihrer Dioͤzeſe angewieſen ‚ auf, Grund 
derartiger Attefte Trauungen nicht eher zu vollziehen, als bis die Richtigkeit der Zeugniſſe durch 
die Landraths⸗Aemter gepruͤft und beſtaͤtigt worden iſt. N N 5 5 

„ e. Polniſche Fluͤchtlinge dürfen zum ſelbſtſtaͤndigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes nur 
mit miniſterieller Genehmigung zugelaſſen und vor Erlangung derſelben in keine Innung auf⸗ 
genommen werden. 

Die Ausſtellung von Meiſterbriefen an Flüchtlinge ohne jenes Erforderniß iſt den betref⸗ 
fenden Innungs⸗Vorſtaͤnden bei Strafe unterſagt. 

Der Betrieb eines Gewerbes im Umherziehen verbietet ſich für. polniſche Fluͤchtlinge 
ſchon durch die ohen angeordneten polizeilichen Controll-Vorſchriften, denen dieſelben in Bezug 
auf ihren Wohnort unterworfen ſind. Desgleichen verſteht es ſich nach $ 1. des Wander⸗Regle⸗ 
ments vom 24. April 1833, daß polniſchen Fluͤchtlingen keine Wanderpäſſe oder Wander 
buͤcher ertheilt werden konnen. 5 

d. Kein Ausländer und folglich auch ke in polniſcher Fluͤchtling kann ohne Spezial⸗Con⸗ 
eeſſon des Miniſteriums des Innern zum Beſitz eines Rittergutes oder Domainen⸗Vor⸗ 
werks gelangen. Die Kreisgerichte der Provinz ſind wiederholt angewieſen, fuͤr keinen Aus⸗ 
länder den Beſitztitel eines der gedachten Güter ohne jenes Erforderniß zu berichtigen. 

e. Keine Gemeinde darf einen Ausländer, der nicht zuvor das preußiſche Unterthanenrecht 
Tworben, als Gemeinde⸗Mitglied aufnehmen. Das einem polniſchen Fluͤchtlinge ertheilte 

Bür errecht, wenn derſelbe nicht zuvor in den Preußiſchen Unterthanen⸗Verband aufgenom⸗ 
men, in hiernach ungültig. i N 
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5. Umzug polniſcher Flüchtlinge, 

5. a. Es iſt als Grundſatz feſtzuhalten, daß ohne dringende Urſache die Erlaubniß zum 
Wechſel des Wohnortes insbeſondere aus einem Kreiſe in den anderen nicht ertheilt wird. 

b. Der Umzug nach den Kreiſen Thorn, Straßburg, Culm, Löbau und Graudenz ſoll 
der Regel nach ganz ausgeſchloſſen bleiben.“ 

o. Bei Umzuͤgen aus einem Kreiſe in den andern hat der Landrath desjenigen Kreiſes, 
in welchen der Fluͤchtling verziehen will, über die politiſche Zuverlaͤſſigkeit der Perſon, zu 
welcher der Fluͤchtling ſich zu begeben beabſichtigt, ſich zu äußern, event. feine zuſtimmende Er⸗ 
klaͤrung abzugeben. Vor dem Eingang dieſer Erklaͤrung darf die Erlaubniß zum Umzuge nicht 
ertheilt werden. 

d. Bei jedem Wohnungswechſel polniſcher Fluͤchtlinge, welche in Dienſt⸗Verhaͤltniſſen 
ſich befinden, iſt eine Buͤrgſchafts-Erklaͤrung Desjenigen, zu welchem der Fluͤchtling verziehen 
will, beizubringen, dahin lautend: 

; „Ich Endesunterſchriebener verpflichte mich hierdurch, für den Unterhalt des polni⸗ 
ſchen Fluͤchtlings R. N. dergeſtalt aus eigenen Mitteln aufzukommen, daß derſelbe 
oder feine Familie niemals der oͤffentlichen Armenlaſt anheimfällt. Zugleich wil⸗ 
lige ich darin, daß in dem etwa eintretenden Falle der Unterſtützungsbedurftigkeit 
der R. N. entweder mir zur Beforgung des ferneren Unterhalts uͤberwieſen, oder, 
ohne daß es deshalb einer gerichtlichen Klage bedarf, die dazu erforderlichen Koſten 
nach vorgaͤngiger Feſtſetzung durch die Adminiſtrations⸗Behoͤrde im exeentiviſchen 
Wege von mir eingezogen werden.“ ! f 


Die Ausſtellung dieſer Bürgſchafts⸗Erklaͤrung iſt von der Orts⸗Polizei⸗Behoͤrde zu beglau⸗ 


bigen und mit deren Dienſtſiegel zu verſehen. 


e. Die Umzüge der polniſchen Flüchtlinge ſind in den von den Landraths⸗Aemtern zum 


991 N und 15. Juli jeden Jahres einzureichenden Veraͤnderungs⸗Nachweiſungen zu 
emerken. a f 
f. Wird der Umzug eines polniſchen Fluͤchtlings in einen anderen Kreis von dem Land⸗ 
rathe geſtattet, fo iſt die bisherige Aufenthaltskarte deſſelben von dem Landrath des neuen Kreis 
ſes ihm gegen Aushaͤndigung einer neuen, mit der zundchft offenen Rummer des Kreiſes verſe⸗ 
henen Aufenthalts⸗Karte abzunehmen und dem Landraths⸗Amte des bisherigen Kreiſes zuruͤckzu⸗ 
ſenden, welches die Karte kaſſirt und den Namen im Regiſter loͤſcht. 51d 
Hat ein polniſcher Fluͤchtling es verſaͤumt, die erforderliche; Erlaubniß zum Wechſel 
ſeines Wohnortes nachzuſuchen, ſo iſt derſelbe ohne Weiteres mittelſt Zwangs⸗Paſſes nach ſei⸗ 
nem früheren Aufenthaltsorte zurückzuweiſen. Verſucht derſelbe ſich dabei der ferneren Controlle 
durch Verheimlichung feines Aufenthaltsorts zu entziehen, fo find ſofort Steckbriefe hinter den⸗ 
ſelben zu erlaſſen. Seine Wiederergreifung hat dann feine Ausweiſung oder Auslieferung zur Folge, 
8 6. Ausweiſungen. 5 
i A. Allgemeine Grundfäße, % 
6. Die fernere Duldung in der Provinz ſoll der Regel nach bei allen denjenigen Fluͤcht⸗ 
lingen unzulaͤſſig oder verwirkt fein: ; 82775 
a. welche wegen ihrer Theilnahme an politiſchen Vergehen in den Preußiſchen Staaten 
ſchon einmal des Landes verwieſen ſind und ſich ohne Wiſſen oder ausdrückliche Erlaubniß der 
sompetenten Behörden wieder eingeſchlichen haben; 5 e 
„b. welche noch nach der Inſurrection von 1830731 durch Theilnahme an ſpateren politi⸗ 
ſchen Vergehen compromittirt find und bisher keine ausdrückliche Erlaubniß zum Verbleiben in 
der Provinz erhalten haben. a * e 


e. welche im Fruͤhjahre 1848 die polniſche Grenze in keiner andereneAbſicht uͤberſchritten 
haben, als um an dem damaligen inſurrectionellen Kampfe Theil zu nehmen. 

Sind dergleichen Flüchtlinge bisher unangemeldet geblieben, oder haben ſie gar durch An⸗ 
nahme falſcher Namen und falſcher Fuͤhrungs⸗Atteſte die Behoͤrden zu kaͤuſchen geſucht, ſo ſoll 
ihre Ausweiſung unbedingt eintreten. 

bei allen denjenigen der aͤlteren Emigration angehoͤrenden Perſonen, welche, wenn 
ſie auch ſpaͤter nicht anderweit compromittirt ſind, erweislich eine lebendige Verbindung mit der 
auslaͤndiſchen Emigration unterhalten, desgleichen bei allen politiſchen Fluͤchtlingen, welche ihren 
Aufenthalt in der Provinz erweislich zur Fortſetzung politischer Agitatonen benutzen; 

e. der Regel nach bei Perſonen, welche keinerlei Legitimation über. die Identitat ihrer 
Perſon beizubringen im Stande ſind, ſofern ſie ſonſt Verdacht erregen; 

f. bei Perſonen, welche die ausdrücklichen Bedingungen ihrer Duldung nicht inne halten, 
wie z. B. bei Denjenigen, welche den Ort, auf welchen ſie conſignirt ſind, verlaſſen; 

g. endlich bei Perſonen, deren Aufführung in der Provinz fie mit den Strafgeſetzen in 
Colliſion bringt, oder ſonſt Aergerniſſe bereitet (Concubinate), oder welche wiederholt die ange⸗ 
ordneten Controll⸗Maßregeln unbeachtet laſſen, oder endlich Ehen eingehen, ohne die geſetzlichen 
Bedingungen der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom Jahre 1841 zu erfüllen. 


B. Ausweiſung. a 

B. Die Entfernung polniſcher Fluͤchtlinge erfolgt entweder durch Ausweiſung, oder durch 
Auslieferung an die Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen oder Oeſterreichiſchen Behoͤrden auf Grund der mit 
Rußland und Oeſterreich geſchloſſenen Cartel⸗Conventionen, reſp. vom 20. Mai 1844 (Geſetz⸗ 
Samml. 1844, S. 195 u. ff.) und vom 18. Oktober 1818 (Geſetz⸗Samml. 1819, S. 61.) 

a. Die zur Ausweiſung beſtimmten polniſchen Zlüchtlinge erhalten die Aufforderung, 
die dieſſeitigen Staaten binnen einer beſtimmten Friſt zu verlaſſen, und zwar auf ihre eigene 
Koſten. Schuͤtzen dieſelben vor, die dazu erforderlichen Mittel nicht zu befigen, und koͤnnen fie 

dieſelben auch ſonſt nicht beſchaffen, ſo iſt ihre Auslieferung nach Rußland, reſp. Polen einzuleiten. 
: Darnach muß die Frage, ob auszuweiſenden polulſchen Fluͤchtlingen eine Reiſe-Unter⸗ 
ſtuͤzung aus öffentlichen Mitteln zu zahlen ſei, der Regel nach verneint werden. 

b. In allen Fällen, wo die Entfernung polniſcher Fluͤchtlunge aus der hieſigen Provinz 
für nothwendig erachtet wird, iſt ſtets die Verweiſung derſelben aus den Preußiſchen 
Staaten überhaupt auszuſprechen und demnäaͤchſt zu veranlaſſen. 

Rare Die bloße Entfernung in eine benachbarte Provinz darf durch polizeiliche Anordnung nicht 
attfinden. 

o. Diejenigen polniſchen Fluͤchtlinge, welche zur Ausweiſung (über die Weſt⸗Grenze) 
beſtimmt find, find der Regel nach mittelſt beſchraͤnkter Reiſeroute oder unter Umſtaͤnden mit 
Begleitung nach Danzig zu dirigiren und mit ihren ſaͤmmtlichen Effecten an das dortige Polizei⸗ 
Praͤſidium abzuliefern. In jedem Falle ſind ſie vor ihrer Abreiſe mit Hinweiſung auf die Be⸗ 
ſtimmung im $ 115. des Strafrechts vor der Ruͤckkehr in denPreußiſchen Staat zu verwar⸗ 
nen. Von dem hieruͤber aufgenommenen Protokolle iſt eine Abſchrift dem Landraths⸗Amt, wel⸗ 
ches die Ausweiſung angeordnet hat, mitzutheilen. 

d. Von jedem ausgewieſenen oder ausgelieferten polniſchen Fluͤchtlinge iſt dem Regierungs- 
Praͤſidio mittelſt beſonderen Couverts das Signalement einzureichen, und Abſchrift des ad e. 
gedachten Protokolls beizufuͤgen. 

2. Bei Ausweiſung iſt auf Krankheits⸗Atteſte nur dann Ruͤckſicht zu nehmen, wenn dieſe 
dom Kreis, Phyſikus ſelbſt ausgeſtellt find, und auch dann nur, wenn die vorgeſchuͤtzte Krank 
heit von der Art iſt, daß ſie die Reiſe unmoͤglich macht. f 
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f. Gewoͤhnliche Paͤſſe find polniſchen, zur Ausweiſung beſtimmten Fluͤchtlingen wegen 
des Mißbrauchs, den dieſelben damit treiben koͤnnen, unter keinen Umſtaͤnden zu ertheilen. Eben 
fo wenig kann die Ausweiſungs⸗Ordre, reſp. die Reiſe⸗Legitlmation auf ein beſtimmtes 
Ausland ausgefertigt werden; vielmehr hat man ſich dabei, auf die Angabe des Ausgangs⸗ 
punktes aus dem dieſſeitigen Staats⸗Gebiet zu beſchraͤnken, ſofern nicht anderweite Verein 
barungen mit Nachbarſtaaten getroffen ſind. f 

Gegen ausgewieſene Flüchtlinge, welche der ihnen gemachten Verwarnung ungeachtet, 
wiederkehren, muß die Strenge des Criminal⸗Geſetzbuchs in jedem zur Cognition gelangenden 
Falle zur Anwendung gebracht werden. Ein ſolcher wiederkehrender Fluͤchtling iſt daher jedes⸗ 
mal ſofort zu verhaften und zunächft der Staats⸗Anwaltſchaft zur Formirung der Anklage auf 
Grund des § 115. des Strafrechts zu uͤbergeben. 

Nach Verbuͤßung der Strafe it demnächſt, wenn fonftige Umſtaͤnde nicht entgegen ſtehen, 
die Auslieferung einzuleiten. C. Auslieferung. 5 

C. a. Die Auslieferung polniſcher Flüchtlinge an die Kaiferlih-Muffifchen 
Behörden erfolgt entweder in Folge einer Requiſition derſelben auf Grund des Artikels 2. der 
Cartel-Convention vom 20.[8. Mai 1844, oder bei laͤſtigen Subjecten auf Grund des Artikels 
23. unter den dort vorgeſchriebenen Formalitaͤten. Die Verbindlichkeit, den Fluͤchtling wieder 
zu Übernehmen, iſt jedoch im Falle des Artikels 23. erloſchen, wenn das auszuweiſende Indivi⸗ 
duum ſich im Auslande zehn Jahre lang ohne Paß oder Heimathsſchein der competenten Be⸗ 
hoͤrde ſeines Vaterlandes aufgehalten hat, oder dieſer Paß oder Heimathsſchein ſeit 10 Jahren 
abgelaufen iſt. Auf den Grund des Artikels 23. der Cartel⸗Convention fol die Auslieferung 
an die Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen Behoͤrden ſtattfinden: - Es 

1) der Regel nach bei allen fortan neu übertretenden Fluͤchtlingen (No. 1., litt. d.). 

2) bei allen denjenigen, welche in den hieſigen Staaten gemeine Verbrechen begangen haben, 

3) bei allen zur Ausweiſung beſtimmten Fluͤchtlingen, wenn ſie die zur Reiſe uͤber die Weſt⸗ 
grenze erforderlichen Mittel ſich nicht beſchaffen können, 

4) bei allen bereits Ausgewieſenen, wenn fie der ihnen gemäß $ 115. des Criminal⸗Rechts 
gemachten Verwarnung ungeachtet in den Preußiſchen Staak zurückkehren. 

Die Auslieferung erfolgt durch Vermittelung der diesſeitigen Grenz⸗Commiſſarien, nach 
den hierüber beſonders ergangenen Beſtimmungen. : ; 

b. In Bezug auf politiſche Fluͤchtlinge aus den Oeſterreichiſchen Staaten iſt der 
Grundſatz vereinbart, daß jeder der beiden Staaten feine urſprünglichen Angehörigen (Unter⸗ 
thanen, Staa tsbuͤrger), auch wenn fie die bisherige Angehoͤrigkeit (Unterthanenſchaft, Staatsbürs 
gerrecht) nach der dortigen Geſetzgebung verloren haben, auf Antrag des anderen Stagtes fo 
lange wieder zu Übernehmen habe, als ſie nicht dieſem anderen Staate nach deſſen eigenen inne⸗ 
ren Geſetzen angehörig geworden: find, : ' 

8 D. Einſtweilige Unterbringung in eine Corrections⸗Anſtalt. 
D. Polniſche Fluͤchtlinge, welche wegen begangener Verbrechen aus dem hieſigen Lande 


Aal werden ſollen, koͤnnen bis zur Beendigung der Correspondenz mit den jenſeikigen Ber - 


oͤrden, wenn ſolche ſich in die Länge zieht, mit Genehmigung der Regierung als heimathloſe 
Perſonen in die betreffende Corrections⸗Anſtalt untergebracht werden. 

88 g E. Einſtweilige Belaſſung gegen Caution. f ö 
E. Fluͤchtlingen, deren Aus weiſung beſtimmt iſt, kann unter beſonderen Umſtaͤnden der 
Aufenthalt auf eine kurze Friſt gegen Niederlegung einer baaren Caution, deren Höhe 
der Regierungs⸗Präſident beſtimmt, verlaͤngert werden. Dieſe Caution iſt dann mit der ſchrift⸗ 
lichen Erklaͤrung in die betreffende Kreiskaſſe oder die Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe einzuzahlen, 


»daß dieſe Summe ſofort und 1 daß es deshalb einer gerichtlichen Klage bedarf, 
Seitens des Regierungs⸗Praͤſidenken als verfallen erklaͤrt und einer milden Stiftung 
der Provinz zum Eigenthum überantworfet wird, wenn der Fluͤchtling ſich erweislich 
durch Wort, Schrift oder That an politiſchen Beſtrebungen irgend welcher Art bes 
theiligt, oder wenn zur feſtgeſetzten Zeit der Nachweis nicht geführt wird, daß er 
den Preußiſchen Staat verlaſſen hat, oder endlich, wenn er ſich vor Ablauf dieſer 
Friſt heimlich entfernt. 5 

i Die Ver willigung einer Aufenthalts⸗Verlaͤngerung gegen baare Caution haͤngt allemal 

von dem Regierungs-⸗Praͤſidenten ab. 52 


7, Freiwilliges Verlaſſen der Provinz. 

7) Verlaͤßt ein polniſcher Fluͤchtling freiwillig die Provinz, ſo iſt demſelben protokolla⸗ 
riſch die Rückkehr zu verſchraͤnken. Beabſichtigt der Fluͤchtling in eine Nachbarprovinz hin⸗ 
über zu ziehen, fo iſt das Ober-Präfitinm der betreffenden Provinz davon, unter Angabe des 
Orts, wohin der Flüchtling ſich begeben will, zuvor zu benachrichtigen und deſſen Zuſtimmung 
einzuholen. Bevor dieſe eingeht, kann dem Fluͤchtling eine Reiſelegitimation dorthin nicht er⸗ 
theilt werden. Wird der Umzug genehmigt, fo find die Perſonal⸗Akten des Fluͤchtlings an den 
Land rath des Kreiſes des neuen Wohnortes abzugeben, 


1 f 8. Schlußbeſtimmung. 8 
8. Die Koͤniglichen Landraths⸗Aemter, Domainen-Renkaͤmter und Magiſtraͤte haben ſich 
genau nach vorſtehender Inſtruction zu richten und auch die ihnen untergeordneten polizeilichen 
Organe mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. : 1 
Koͤnigsberg, den 11. Januar 1854. 37 
Der Ober⸗Praͤſident der Provinz Preußen, 
Wirkliche Geheime Rath Eichmann. 


Nachdem durch die Kreisblakt⸗ Bekanntmachung vom 2. September v. J. die Anordnung 


der Koͤnigl. Regierung, wonach eſindemaͤkler die polizeiliche Erlaubniß zu ihrem 

Gewerbebetriebe (ahnlich den Schank⸗ und Gaſtwirthen) alljaͤhrlich von Neuem einzuholen haben, 

ſchon veroffentlicht iſt, bringe ich mit Ruͤckſicht auf die 98 13. u. folgende der Geſindeordnung 

Su 15 November 1810 nachfolgende Beſtimmungen fin den Danziger Kreis zur allgemeinen 
enntniß: 

1) Niemand darf mit Geſindemaͤkeln ſich abgeben, der nicht dazu polizeilich beſtellt und 
verpflichtet worden iſt. Die polizeiliche Erlaubniß hiezu wird jedesmal nur auf ein Kalender⸗ 
jahr von mir ertheilt, und muß deren Verlängerung für das folgende Jahr vor dem 1. Dezem⸗ 
ber jeden Jahres unter Beifügung eines Fuͤhrungsatteſtes der Ortspolizeibehoͤrde, beziehungs⸗ 
weiſe des Schulzenamtes bei mir nachgeſucht werden. 

2) Die Bedingungen, unter denen die Erlaubniß zu erthetlen iſt, ſind vornehmlich: 
daß der Antragſteller leſen und ſchreiben kann, von ſeiner Polizei- und Gemeinde⸗Behoͤrde das 
Zeugniß einer vorwurfsfreien Führung beibringt und nicht ganz unvermoͤgend iſt. Außerdem 
wird für gewiſſe Bezirke des Kreifeg auch nur eine gewiſſe Anzahl von Geſindemaͤklern eonceſſio⸗ 
nirt werden; ſo daß einerſeits durch das Erforderniß von einigem Vermoͤgen die Befuuͤrchtung, 
daß das Geſinde der Gebühren wegen von dem Maͤkler zum häufigen Wechſel der Herrſchaft 
verleitet werde, beſeitigt, andererſeits aber auch eine ſchädliche Concurrenz von zu vielen Maͤk⸗ 
lern vermieden wird. — Vorlaͤufig ſetze ich die Zahl der Geſindemaͤkler oder Maͤklerinnen 
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I. in dem zum Kreiſe gehoͤrigen Theile des Rentamts⸗Bezirks Zoppot auf hoͤchſtens 2, 
II. in den Rent: u. Domainenamts⸗Bezirken Dirſchau u. Sobbowitz zuſammen auf 3, 


III. in dem Complex ſaͤmmtlicher Ritterguͤter auf 4, 
IV. in dem Oberſchulzenbezirke der Hoͤhe auf hoͤchſtens 25 
V. in dem erſten Oberſchulzenbezirke des Werders auf 25 
VI. in dem 2. Oberſchulzenbezirk des Werders und in der Vordernehrung auf 2 
VII. in der alten und neuen Binnennehrung auf % 
VIII. in der Hinternehrung, dem Mittelwerder und den Kampen auf 2 


feſt, ohne daß damit geſagt waͤre, daß die ſolchergeſtalt beſtellten Geſindemaͤkler, falls ſie ſich 
in weiterm Umfange Vertrauen erwerben, ihren Gewerbebetrieb nicht ſollten uͤber den Bezirk in 
welchem fie wohnen, ausdehnen dürfen. Sind in einem der genannten Bezirke gegenwärtig 
ſchon mehr conceffionirte Geſindemaͤkler oder Maͤklerinnen vorhanden, als oben angegeben iſt, fo 
werde ich deren Conceſſionen, wenn ſonſt keine Bedenken gegen ihre Perſoͤnlichkeit obwalten, zur 
Vermeidung von Haͤrten auf geſchehenes Anſuchen zwar verlaͤngern, es wird aber darauf Bedacht 
genommen werden, daß allmaͤlig eine Verminderung bis auf obige Zahl ſtattfindet.“ 

Die Namen der Geſindemaͤkler werden nach der Ertheilung der Coneeſſion durch das Kreise 
blatt bekannt gemacht werden. i 

3) Die Geſindemaͤkler muͤſſen ſich nach den Perſonen, die durch ihre Vermittelung in 
Dienſt kommen wollen, ſorgfaͤltig erkundigen. Inſonderheit muͤſſen ſie nachforſchen, ob dieſelben 
nach den geſetzlichen Vorſchriften ſich zu vermiethen berechtigt ſind. 

Geſinde, welches ſchon in Dienſten ſteht, muſſen fie unter keinerlei Vorwande zu deren 
Verlaſſung und Annehmung anderer Dienſte anreizen. Thun ſie dieſes, ſo muͤſſen ſie dafuͤr 
das erſte Mal mit 5 bis 10 Thaler Geld- oder verhaͤlt nißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe belegt, im 
n aber noch außerdem von fernerer Treibung des Maͤklergewerbes ausgeſchloſ⸗ 

en werden. a : 

4) Sie muͤſſen den Herrſchaften, die durch ihre Vermittelung Geſinde annehmen wollen, 
die Eigenſchaften der vorgeſchlagenen Perſon getreulich und nach ihrem beſten Wiſſen anzeigen. 
Wenn ſie untaugliches oder untreues Geſinde wider beſſeers Wiſſen als brauchbar oder zuverlaͤſſig 
empfehlen, ſo muͤſſen ſie fuͤr den durch dergleichen Geſinde verurſachten Schaden ſelbſt haften. 
Außerdem verwirken ſie dadurch, es mag Schaden geſchehen ſein oder nicht, fuͤr das erſte Mal 
5 bis 10 Thaler Geld» oder verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe und werden im Wiederholungs⸗ 
falle von dein ferneren Betriebe des Mäffergewerbes ausgeſchloſſen. Dieſe Ausſchließung findet 
ſelbſt bei dem erſten Male ſtatt, wenn fie den Schaden zu erſetzen unvermoͤgend find. 

5) Das Lohn, welchen die Geſindemaͤkler im Danziger Kreiſe für das Vermiethen des Ge⸗ 
ſindes von jedem Theile, der ſich ihrer Vermittelung bedient, zu fordern berechtigt ſind, ſoll ge⸗ 

maͤß § 21. der Geſindeordnung betragen: N 


a) fuͤr einen Hofmeiſter, eine Wirkhin oder einen andern Hausoffizianten 20 ſgr. 
b) fuͤr ein maͤnnliches Geſinde (ausſchließlich der Dienſtjungen) 15 ſgr. 
oh fuͤr ein weibliches Geſinde . 10 ſgr. 


„ c) für einen Dienſtjungen i ü 5 for. 
überall, wenn die Vermiethung auf ein Jahr oder laͤnger erfolgt, ſonſt die Hälfte obiger Saͤtze. 
Geſindemaͤkler, welche die vorgeſchriebene Taxe überſchreiten, haben nach § 186 der Ger 
werbeordnung vom 17. Januar 1845 Geldbuße bis zu fünfzig Thalern, oder im Unvermoͤgens⸗ 
falle verhältnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 
Danzig, den 24. Februar 1854. 
Der Landrath des Danziger Kreiſes. 
AJZgn Vertretung v. Brauchitſch. 
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Die am 6. Januar c. mittelſt Reiſeroute von Danzig nach Zugdam gewieſene Anna Ca⸗ 
roline Scheidmann, 15 Jahr alt, welche wegen Betruges inhaftirt geweſen, iſt bis jetzt noch 
nicht an ihrem Beſtimmungsorte angelangt und treibt ſich wahrſcheinlich vagabondirend im Kreiſe 
umher. Die Ortspolizeibehoͤrden und Schulzenaͤmter des Kreiſes weiſe ich hierdurch an, auf die 
p. Scheidemann zu vigiliren und fie im Betretungsfalle hierher einzuliefern. 

Danzig, den 23. Februar 1854. . 
Der Landrath des Danziger Kreiſes. 
In Vertretung v Brauchitſch. 


Zum Schulzen in Reichenberg it der Hofbeſitzer Arend Enff, zum Schulzen in Wonne⸗ 
berg der Hofbeſitzer Johann Jacob Senkpiel, zum Schulzen in Poppan der Hofbeſitzer Johann 
Andrees, zum Schulzen in Langenau der Hofbeſitzer Louis Grundt, zum Schoͤppen in Langfelde 
der Hofbeſitzer Peter Wall beſtellt worden. ; 
Danzig, den 23. Februar 1854. 

a Der Landrath des Danziger Kreiſes. 
In Vertretung v. Brauchitſch. 


Bekannt mach ung ö 
Die Geſtellung der Pferde zum Feſtwalzen der Skeindecken auf der Chauſſee von Danzig 
nach Bohnſackerfaͤhre fol im Wege der Submiſſion verdungen werden. 
Schriftliche Anerbietungen, berſiegelt, mit der Bezeichnung „Submiſſion wegen Geſtellung 


von Pferdens ſind bis 
5 Miktwoch, den 8. März c., Vormittags 10 Uhr, 
hier einzureichen und ſollen in dieſem Termine die eingegangenen Offerten in Gegenwart der 
etwa erſchienenen Unternehmungsluſtigen geoͤffnet werden. 
Die Bedingungen ſind bei dem Unterzeichneten einzuſehen. Nachgebote bleiben unberückſichtigt. 
Danzig, den 25. Februar 1854. 
f Der Waſſerbau⸗Inſpector. 
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gez. Muͤller. 
Fuͤr Landwirthe! 

In Vertretung der Herren J. F. Poppe & Co. zu Berlin benachrichtige ich die Herren 
Landwirthe ergebenſt, daß dieſelben alle direct und indirect ihnen zugekommenen Mais⸗Auftraͤge 
nach Amerika uͤberſchrieben — auch wiederum ein etwas groͤßeres Quantum beordert haben, wo⸗ 
durch es möglich wird, vermehrte Aufträge entgegen zu nehmen. 

: Diejenigen Herren Landwirthe alſo, welche noch amerikaniſchen Mais zu beziehen wuͤnſchen, 
werden erſucht, ihre Beſtellungen baldgefaͤlligſt an mich gelangen zu laſſen. 0 


Danzig, den 24. Februar 1854. 
A. F. Zimmermann, Jopengaſſe No. 9. 


Der landwirthschaftliche Verein 


. versammelt sich Freitag, den 10. März 1854, Nachmittags 4 Uhr, im Bahnhofsge- 


bäude zu Praust. 
Tages-Ordnung:: Fortsetzung der Debatte über Wirthschaftssysteme, 10 
f f Der Vorstand. 
In der zum 13. Maͤrz 1854 zu Wotzlaff bei Herrn Schiemann angeſetzten Auction kom⸗ 
men die Schweine, wie Zucht-Eber als auch die Windharfe nicht zum Verkauf. 
B Joh. Jac. Wagner, Auctions-Commiſſarius. 2 
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Bekannt mach un g⸗ 
Der Pfarrer von Malleck aus Gr. Trampken beabſichtigt, auf ſeiner Privat⸗Jeldmark zu 
Gr. Trampken, ganz entlegen vom Dorfe, einen Ziegelofen und Trockenſchuppen anzulegen. 
5 In Gemaͤßheit des K 29. der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 bringe 
ich dies Project mit dem Bemerken zur allgemeinen Kenntniß, daß etwaige Widerſpruͤche binnen 
4 Wochen praͤkluſiviſcher Friſt hier anzubringen find. > 
Sobbowig, den 22. Februar 1854, Koͤnigl. Domainen⸗Amt. 


Auction zu Wotzlaff. 
ö Montag, den 20. Maͤrz 1854, Vormittags 10 Uhr, werde ich auf freiwilliges Ver⸗ 
langen des Herrn Hofbeſitzers Jebens, in deſſen Hofe zu Wotzlaff No. 1., wegen Aufgabe der 
Wirthſchaft, oͤffentlich an den Meiſtbietenden verkaufen: 
15 Arbeitspferde, 1 Fohlen, 12 Kühe, 2 große Ochſen, 7 Stuͤck Jungvieh, 23 Schweine 
incl. Ferkel, 2 Ziegen, 3 gr., 1 kleiner Wagen, 4 beſchlagene und 2 kleine Schlitten, 2 
Paar Erndteleitern, Dungbretter und Unterlagen, 3 Pflüge, 2 Landhaken, 2 Paar eiſenz. 
Eggen, Banken, Schwengel, 10 ſchwarzlederne Sielen, Trenſen und Gurtſielen, 4 Kutſch⸗ 
ſielen, 3 Arbeitsſaͤttel, 2 Reitſaͤttel, Halsſielen mit Ketten, lederne und hanfene Fahrlei⸗ 
nen, 1 Richtwinde, 1 Gartenpflug, 1 Kinderwagen, 1 Haͤckſelmaſchine ohne Roßwerk und 
Forken, Spaten, Aexte, Ketten, Lißketten, Siebe, ꝛc. ferner: 
3 Sophas, 3 Dutzend Rohrſtühle, 1 Sorgſtuhl, 1 Sophatiſch, 2 Spieltiſche, 8 diverſe 
Tiſche, 1 Eſſentiſch auf 18 Perſonen, 1 Kleiderſeeretair mit Spiegel, Waſch- u. Klei⸗ 
derſpinde, 3 Kommoden, 1 Naͤhtiſch, 3 gr. Spiegel, 2 Toiletten, 8 Bettgeſtelle, 1 polirte 
Schlafkommode, 1 Springfeder⸗Matratze, mehrere Betten, 1 acht Tage gehende Uhr mit 
Kaſten, 1 Wanduhr, Regale, ordinaire Tiſche, Bänfe, 1 Mangel, 1 Dreh- und 1 Hands 
bukterfaß, 1 compl. Kaͤſezeug mit Preſſe, Mehl⸗ u. Waͤſchekaſten, 2 meſſ. Schiebelampen 
und andere Lampen, 2 Paar große Milcheimer, Balgen, Wannen, Hoͤlzerzeug, ſowie auch 
eiſernes Kochgeſchirr und viele nützliche Haus: und Wirthſchaftsgeraͤthe, ſo wie 
eine bedeutende Quantität Roggen, Weiten, Gerſte⸗, Hafer. 
und Erbſen⸗Stroh, als auch Pferde u. Kuhheu und civca 30 
Schock Faſchinen. 
Der Zahlungstermin wird am Auetionskage bekannt gemacht werden. 
Das Einbringen fremder Gegenftände it nücht geſtattet. 
Johann Jacob Wagner, Auet.⸗Komiſſ. 


Zum 25. März d. J. wird in Rerin bei Danzig die Stelle eines Hofmeiſters vacant, wozu 
ſich geeignete, mit guten Atteſten verſehene Leute, welche Schirrarbeit verſtehen, melden koͤnnen. 


Wieſen⸗Verpachtung zu Oſterwick und Kriefkohl. | 
Donnerſtag, den 16. März 1854, Vormittags 10 Uhr, werde ich auf freiwilliges 
Verlangen des Guts heſitzers Herrn Arnold, in deſſen Hofe zu Oſterwick, 
an, Eirca 100 Morgen Wieſenland. 
zur diesjährigen Heunutzung in verſchiedenen Tafeln und Abtheilungen oͤffentlich an den Meiſt⸗ 
bietenden verpachten. ar . b 
Die naͤheren Pachtbedingungen werden im Termine bekannt gemacht.“ 
Herr Schumacher zu Oſterwick wird über die zu verpachtenden Laͤndereien vor dem 
Termine nähere Auskunft ertheilen. Joh. Jac. Wagner, Auctions⸗Commiſſarins. 
Redakteur u. Verleger: Kreisſekretair Krauſe. Schnellpreſſendr. d. Wedelſchen Hofbuchdr., Danzig, Jopeng. 


